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Ausgabe 12 / 2023

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Welt befindet sich im Wandel! Während wir auf einige notwendige Reformen noch 
warten, werden einige Änderungen bereits zum 1. Januar 2024 in Kraft treten. So hat der 
Bundesrat Ende November dem sog. Zukunftsfinanzierungsgesetz bereits zugestimmt. Mit 
dem Zukunftsfinanzierungsgesetz bringt der Gesetzgeber wichtige Verbesserungen zur 
Stärkung des Investitionsstandortes Deutschland auf den Weg. Eine wesentliche Änderung 
stellt die seit vielen Jahren erhoffte Umsatzsteuerbefreiung von Verwaltungsleistungen für 
sämtliche Alternativen Investmentfonds dar. 

Bisher war nur die Verwaltung von einigen bestimmten Investmentfonds und mit diesen 
vergleichbaren Alternativen Investmentfonds sowie Wagniskapitalfonds unter sehr engen 
Bedingungen von der Umsatzsteuer befreit. Diese Befreiung wird ab dem 1. Januar 2024 
auf die Verwaltung sämtlicher Alternativen Investmentfonds ausgedehnt. Damit ist die Ver- 
waltung von Alternativen Investmentfonds unabhängig von der Art der Regulierung und 
der Asset-Klasse von der Umsatzsteuer befreit. Erfasst sind neben sämtlichen Private 
Equity- und Venture Capital-Fonds auch Kreditfonds, Immobilienfonds, Infrastruktur-
fonds sowie jede Art von Dachfonds. 

Mit der Angleichung des deutschen Rechtes an die Umsatzsteuerregelungen in anderen 
EU-Mitgliedstaaten, wie z.B. Luxemburg, wird ein zentraler Wettbewerbsnachteil für den 
Fondsstandort Deutschland beseitigt. Auch materiell geht damit eine Änderung einher: 
Zukünftig können nicht nur die Verwaltungsleistungen selbst, sondern auch Leistungen 
Dritter privilegiert sein, z.B. Leistungen bestimmter Anlageberater. 

Einhergehend mit der Umsatzsteuerfreiheit ihrer Ausgangsleistung verlieren die von der 
Gesetzesänderung betroffenen Verwalter und Anlageberater ihr Recht auf Vorsteuerabzug 
für in Anspruch genommene Eingangsleistungen. Über dies sollten bestehende Mietver- 
träge, sofern diese zur Umsatzsteuer optiert wurden, gegebenenfalls angepasst werden, 
weil die Mietobjekte künftig überwiegend für umsatzsteuerfreie Leistungen verwendet 
werden. Dies kann zum Verlust der Vorsteuerabzugsberechtigung des Vermieters führen. 

Da das Zukunftsfinanzierungsgesetz ab dem 1. Januar 2024 in Kraft tritt, findet rückwirkend 
keine Änderung der umsatzsteuerlichen Behandlung statt. 

Es geht also trotzdem spannend weiter! DORNBACH steht Ihnen hierbei gern als Ihr 
steuerlicher Berater zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Marvin Feldmann
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 10.01.20242 15.01.2024 10.01.2024

 11.03.2024 14.03.2024 11.03.2024

 11.03.2024 14.03.2024 11.03.2024

 10.01.20244 15.01.2024 10.01.2024

 15.02.20244 19.02.2024 15.02.2024

                                                             Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 29.01.2024 entfällt entfällt

  Termine Januar 2024 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 

werden keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 

das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.01.2024, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Qualifizierung von Einkünften aus   
  der Vermietung und Veräußerung   
  von Containern im Rahmen eines   
  Investments  

Die Finanzbehörde hat im Streitfall die Ver- 
mietung und beabsichtigte Veräußerung 
der Container durch den Kläger zu Unrecht 
nicht als gewerblich eingestuft. Die vom 
Kläger beabsichtigten Aktivitäten in Form 
des An- und Verkaufs sowie der Vermietung 
von Containern überschritten den Rahmen 
privater Vermögensverwaltung und erfüll- 
ten die Voraussetzungen eines Gewerbe-
betriebs i. S. d. § 15 Abs. 2 EStG.

Das Finanzgericht Düsseldorf wies darauf 
hin, dass solche besonderen Umstände, 
die zum Überschreiten der privaten Ver- 
mögensverwaltung führen, der Bundesfi-
nanzhof annimmt, wenn die Vermietungs-
tätigkeit mit dem An- und Verkauf der 
beweglichen Wirtschaftsgüter aufgrund 
eines einheitlichen Geschäftskonzepts zu 
einer einheitlichen Tätigkeit verklammert 
ist. Hierfür ist wiederum erforderlich, dass 
sich die (kurzfristige) Vermietung der be-
weglichen Wirtschaftsgüter und deren Ver- 
äußerung derart bedingen, dass die Veräu- 
ßerung erforderlich ist, um überhaupt 
einen Gewinn zu erzielen. Das Geschäfts-
konzept muss darauf gerichtet sein, dass 
sich erst durch die Erzielung eines Ver- 
äußerungserlöses bei Verkauf der vermie- 
teten Wirtschaftsgüter der angestrebte 
Totalgewinn erzielen lässt. Ob diese Vor- 
aussetzung gegeben ist, hängt von einer 
Würdigung der Umstände des Einzelfalls 
ab (Az. 13 K 2760/20).

  Verdeckten Gewinnausschüttung   
  bei Alleingesellschafter-Geschäfts-   
  führer trotz Privatnutzungsverbots     
  eines betrieblichen Pkw  

Bei einem Alleingesellschafter-Geschäfts-
führer kann selbst dann ein zu einer ver- 
deckten Gewinnausschüttung (vGA) führen-
der Anscheinsbeweis für die Privatnutzung 
eines von der GmbH überlassenen Pkw 
vorliegen, wenn im Anstellungsvertrag ein 
Privatnutzungsverbot vereinbart wurde. 

Die verdeckte Gewinnausschüttung ist auf 
Ebene der Gesellschaft jedoch nicht nach 
der 1 %-Regelung, sondern nach Fremdver-
gleichsgrundsätzen zu bewerten. So ent- 
schied das Finanzgericht Münster  
(Az. 10 K 1193/20 K,G,F).

Nach der Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs spricht die allgemeine Lebenser-
fahrung dafür, dass ein einem Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer von der Gesellschaft 
zur Nutzung überlassenes betriebliches 
Fahrzeug auch privat genutzt wird. Dies gilt 
auch bei einem Privatnutzungsverbot, wenn 
keine organisatorischen Maßnahmen ge- 
troffen würden, die eine private Nutzung 
ausschließen. Für den Anscheinsbeweis 
spricht, dass ein Privatnutzungsverbot 
wegen des fehlenden Interessengegensat-
zes keine gesellschaftsrechtlichen oder 
arbeitsrechtlichen Konsequenzen nach 
sich zieht. Es kann daher nicht ohne Weite-
res unterstellt werden, dass der Geschäfts-
führer sich tatsächlich an das Verbot hält. 
Die Klägerin hat den Anscheinsbeweis nicht 
entkräftet. Sie hat es versäumt, Beweisvor-
sorge etwa durch die Führung eines Fahr- 
tenbuches oder sonstige Aufzeichnungen 
zu treffen. Zur tatsächlichen Durchführung 
der Vereinbarung, wonach das betriebliche 
Fahrzeug nach Geschäftsschluss auf dem 
Firmengelände abzustellen ist, hat die 
Klägerin keine Belege vorgelegt. Da der 
aufgrund des Anscheinsbeweises anzu- 
nehmenden Privatnutzung keine Überlas-
sungsvereinbarung zugrunde lag, führt 
diese nicht zu Arbeitslohn, sondern zu 
einer verdeckten Gewinnausschüttung.

Diese ist allerdings – entgegen der Auffas- 
sung des Finanzamts – nicht anhand der  
1 %-Regelung zu bewerten, da dieser 
lohnsteuerrechtliche Wert (§ 8 Abs. 2 Satz 
2 EStG) für die Bewertung einer verdeckten 
Gewinnausschüttung nicht gilt. Der Wert 
ist vielmehr nach Fremdvergleichsmaßstä-
ben zu schätzen. Bei der Berechnung hat 
das Gericht einen Gewinnaufschlag von  
5 % auf die Fahrzeugkosten vorgenommen 
und die Privatnutzung mit 50 % angesetzt. 
Das Gericht hat ebenfalls die Sonderab-
schreibung nach § 7g EStG für das neu 

angeschaffte Fahrzeug versagt, da dieses 
nicht zu mindestens 90 % betrieblich ge- 
nutzt worden ist. Die Klägerin hat ihrem 
Geschäftsführer das Fahrzeug gerade nicht 
betrieblich im Rahmen des Anstellungs- 
vertrags überlassen, sondern im Rahmen 
einer verdeckten Gewinnausschüttung. 
Dies stellt keine betriebliche Nutzung 
i. S. v. § 7g EStG dar. (BFH-Az. I R 33/23).

  Zurückgezahlte Erstattungszinsen   
  als negative Einnahmen aus   
  Kapitalvermögen  

Wenn Erstattungszinsen zur Einkommen-
steuer i. S. d. § 233a Abs. 1 AO zugunsten 
des Steuerpflichtigen festgesetzt und an 
ihn ausgezahlt werden und der Steuer-
pflichtige diese Zinsen aufgrund einer 
erneuten Zinsfestsetzung nach § 233a Abs. 
5 Satz 1 AO an das Finanzamt zurückzahlt, 
kann die Rückzahlung zu negativen Ein- 
nahmen aus Kapitalvermögen i. S. d. § 20 
Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 EStG führen. So entschied 
der Bundesfinanzhof (Az. VIII R 8/21).

Das Entstehen negativer Einnahmen setzt 
voraus, dass die vom Steuerpflichtigen 
aufgrund der erneuten Zinsfestsetzung zu 
zahlenden Zinsen auf denselben Unter-
schiedsbetrag und denselben Verzinsungs-
zeitraum entfallen wie die aufgrund der 
früheren Zinsfestsetzung erhaltenen 
Erstattungszinsen.

  Abzug der Einfuhrumsatzsteuer   
  als Vorsteuer  

Die Einfuhr erfordert für das Unternehmen 
eine Verwendung des eingeführten Gegen- 
standes für Zwecke der besteuerten Um- 
sätze des Unternehmers. Dies setzt voraus, 
dass er den Gegenstand selbst und damit 
dessen Wert für diese Umsätze verwendet. 
Wenn der Unternehmer in Bezug auf den 
eingeführten Gegenstand lediglich eine 
Verzollungs- oder eine Beförderungsdienst-
leistung erbringt, steht ihm daher kein 
Abzugsrecht der Einfuhrumsatzsteuer zu.

Damit bestätigte der Bundesfinanzhof die 
Entscheidung des Finanzgerichts Hamburg 
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bezogene Leistung ausschließlich und un- 
mittelbar für unentgeltliche Wertabgaben  
i. S. des § 3 Abs. 9a UStG zu verwenden, 
ist er nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Des Weiteren folgt hieraus, dass der Unter- 
nehmer eine gleichgestellte sonstige Leis- 
tung i. S. des § 3 Abs. 9a UStG umsatzver-
steuern muss, obwohl kein Vorsteuerabzug 
besteht.

Hinweis
Die Bundesregierung plant, den 
Freibetrag von 110 Euro auf 150 Euro 
anzuheben (BR-Drucks. 433/23 S. 22, 
152; BT-Drucks. 20/8628 S. 27, 136).

  Umfang der erbschaftsteuerlichen   
  Befreiung eines Familienheims  

Unter den Voraussetzungen von § 13 Abs.  
1 Nr. 4c Erbschaftsteuergesetz ist der Über- 
gang der selbstbewohnten Immobilie (sog. 
Familienheim) von der Erbschaftsteuer 
befreit. Das Niedersächsische Finanzgericht 
entschied zum Umfang der Steuerbefreiung, 
dass nur die Grundfläche des mit dem Fa- 
milienheim bebauten Flurstücks (oder bei 
größeren Flurstücken eine angemessene 
Zubehörfläche) nach § 13 Abs. 1 Nr. 4c 
ErbStG von der Erbschaftsteuer befreit ist 
(Az. 3 K 14/23).

Der Kläger erwarb durch Erbschaft sechs 
Flurstücke. Fünf dieser Flurstücke waren 
(nach § 890 BGB) zusammengefasst als 
ein Grundstück im Grundbuch vereinigt. Im 
Streitfall gab es die Besonderheit, dass das 
für die Bewertung zuständige Finanzamt 
drei der fünf im Grundbuch vereinigten 
Flurstücke in einem Bescheid zusammen-
gefasst und für diese einen Gesamtwert 
festgestellt hatte. In der Erläuterung des 
Bescheides hatte das Bewertungsfinanzamt 
ausgeführt, dass die Steuerbefreiung für 
das Familienheim ggf. nur für das eine Flur-
stück zu gewähren sei, auf dem das Haus 
steht. So sah es auch das für die Erschaft-
steuer zuständige Finanzamt. Es übernahm 
in den Erbschaftsteuerbescheid nicht den 

festgestellten Gesamtwert für die drei Flur- 
stücke und gewährte hierfür die Steuerbe-
freiung, sondern rechnete stattdessen aus 
dem Gesamtwert den Wert des mit dem Ein-
familienhaus bebauten Flurstücks heraus 
und gewährte nur in dieser Höhe die Steu- 
erbefreiung. Der Kläger begehrte hingegen 
die Steuerbefreiung für alle drei Flurstücke.

Das Niedersächsische Finanzgericht vertrat 
die Ansicht, dass das Erbschaftsteuer-
finanzamt zu Recht nur das tatsächlich mit 
dem Familienheim bebaute Flurstück von 
der Steuer befreit hatte. Es bleibt abzuwar-
ten, wie sich der Bundesfinanzhof zu dieser 
Frage positioniert.

Hinweis
Bei der Erbschaftsteuer erfolgt die 
Bewertung von Grundbesitz durch das 
Finanzamt, in dessen Bezirk das ent- 
sprechende Grundstück liegt. Die so 
festgestellten Werte sind dann vom  
für die Erbschaftsteuer zuständigen 
Finanzamt als „Grundlagenbescheide“
 in den Erbschaftsteuerbescheid zu 
übernehmen. Über die Steuerbefreiung 
für ein Familienheim wiederum ent- 
scheidet das für die Erbschaftsteuer 
zuständige Finanzamt.

  Keine Änderung nach § 173a AO   
  bei fehlerhaftem Datenimport ins   
  ELSTER-Portal  

Vertut man sich beim Import von steuerli-
chen Daten in das ELSTER-Portal, ist dies 
kein korrigierbarer Schreibfehler aufgrund 
neuer Tatsachen im Sinne des § 173a 
Abgabenordnung (AO). 

Die Steuerpflichtigen erstellten ihre Ein- 
kommensteuererklärung selbst, indem sie 
diese über das Portal „ELSTER Formular“ 
der Finanzverwaltung übermittelten. Sie 
erklärten Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit, Kapitalvermögen sowie Vermietung 
und Verpachtung. Das Finanzamt (FA) teilte 
nach Erhalt der Daten den Steuerpflichti-
gen mit, dass bei diesem gewählten Daten-

(Az. 5 K 175/18). Ein Steuerpflichtiger, der 
als indirekter Vertreter eine Zollanmeldung 
abgibt und dessen Tätigkeit sich im Zusam-
menhang mit der Einfuhr der Waren auf die 
Übernahme der Zollformalitäten beschränkt, 
kann die von ihm gezahlte Einfuhrumsatz-
steuer allenfalls dann als Vorsteuer abzie- 
hen, wenn ein unmittelbarer und direkter 
Zusammenhang mit bestimmten Ausgangs-
umsätzen bzw. mit der wirtschaftlichen 
Gesamttätigkeit des Steuerpflichtigen 
nachgewiesen wird. Ein etwaiger Zusam-
menhang mit der wirtschaftlichen Gesamt- 
tätigkeit wird jedenfalls durch den Zusam- 
menhang der Einfuhrumsatzsteuer mit dem 
bestimmten Ausgangsumsatz des auslän- 
dischen Lieferers verdrängt (Az. V R 13/21).

  Weihnachtsfeier als   
  umsatzsteuerliche Steuerfalle  

Betriebsveranstaltungen, wie z. B. anste- 
hende Weihnachtsfeiern, sind lohnsteuer-
lich weitestgehend kodifiziert. Leider gilt 
dies nicht bei der Umsatzsteuer, da es dort 
an einer konkreten gesetzlichen Norm fehlt. 
Bei der unentgeltlichen Erbringung einer 
anderen sonstigen Leistung durch einen 
Unternehmer für den privaten Bedarf seines 
Personals handelt es sich nach § 3 Abs. 9a 
Nr. 2 UStG, mit Ausnahme bei Aufmerk-
samkeiten, um eine der sonstigen Leistung 
gegen Entgelt gleichgestellte Leistung, die 
im Inland steuerbar ist.

Nicht steuerbar dagegen sind Leistungen, 
die überwiegend durch das betriebliche 
Interesse des Arbeit-gebers veranlasst sind. 
Die Finanzverwaltung vertritt dabei die An- 
sicht, dass Zuwendungen im „üblichen“ 
Rahmen bis zu einer Höhe von 110 Euro 
einschließlich Umsatzsteuer je Arbeitneh-
mer und Betriebsveranstaltung bei bis zu 
zwei Betriebsveranstaltungen im Jahr der 
Fall anzunehmen sind. 

Mit Urteil vom 10.05.2023 (Az. V R 16/21) 
behandelt der BFH den Betrag von 110 Euro 
aus umsatzsteuerlicher Sicht als eine Frei- 
grenze. Die Folge ist: Beabsichtigt der Un- 
ternehmer bereits bei Leistungsbezug, die 
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transfer (sog. komprimiertes Verfahren) 
zum übertragenen Datensatz noch die Pa- 
pierausfertigung mit Unterschrift einzurei-
chen sei. Dies wurde nachgeholt, worauf 
das FA eine antragsgemäße Veranlagung 
durchführte und die Einkommensteuer für 
das Streitjahr mit Bescheid vom 23.10.2019 
festsetzte. Am 25.10.2019 übermittelten 
die Steuerpflichtigen für dasselbe Streitjahr 
erneut eine Einkommensteuer-erklärung, 
nunmehr im sog. authentifizierten Ver- 
fahren („MEIN ELSTER“). Dabei unterlief 
den Steuerpflichtigen ein Fehler im Daten- 
transfer. Anstelle der für das Veranlagungs-
jahr maßgeblichen Erklärungsdaten, wurden 
irrtümlich die Daten des Vorjahres in das 
Formular eingespielt. Dem FA fiel der Irrtum 
der Kläger nicht auf. Es wertete die neuer- 
liche Datenübermittlung als berichtigte 
Einkommensteuererklärung für das Streit- 
jahr aus und erließ am 13.11.2019 einen 
geänderten Bescheid gemäß § 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 AO mit entsprechenden Än- 
derungshinweisen. Der Streit war vorpro-
grammiert, da die „neu“ festgesetzte Ein- 
kommensteuer höher ausfiel. Im Mai 2020 
beantragten die Steuerpflichtigen – jetzt 
Kläger – die Aufhebung des geänderten 
Einkommensteuerbescheids. 

Das FA lehnte den Antrag ab und verwies 
auf die inzwischen eingetretene Bestands-
kraft. Der Einspruch blieb ohne Erfolg. Das 
Finanzgericht wies die Klage ab. Der ge- 
änderte Einkommensteuerbescheid könne 
mangels einschlägiger Korrekturvorschrif-
ten nicht aufgehoben werden. 

Der Bundesfinanzhof stellte fest, dass  
die Fehlerquelle - Export der falschen 
Steuererklärungsdaten in das Portal „MEIN 
ELSTER“ - durch die Kläger zu vertreten sei. 
Dieses Versehen sei mangels Offensicht-
lichkeit nicht nach § 129 AO zu werten.

Hinweis
Bei der eigenen Erstellung der Steuerer-
klärung mit Datentransfer über ELSTER 
ist höchste Vorsicht und Sorgfalt 
geboten.

dies kann jeder Betroffene selbst erledi-
gen. Der Einspruch ist kostenfrei beim 
Finanzamt. Liegt ein wirksamer Einspruch 
vor, muss das zuständige Finanzamt den 
gesamten Bescheid und insbesondere die 
vorgebrachten Einwendungen überprüfen. 
Daraus folgt, dass auch evtl. andere Fehler 
des Bescheides behoben werden können, 
die der Steuerbürger bisher nicht bemerkt 
oder nicht beanstandet hat. Ergibt sich 
daraus eine höhere Steuer, muss das Fi- 
nanzamt den Steuerbürger darauf hinwei- 
sen, damit er die Möglichkeit hat, den Ein- 
spruch zurückzuziehen. Dann bleibt alles 
wie bisher. Nach der Prüfung des Ein-
spruchs muss die Behörde entweder den 
Bescheid ändern, wenn sie die Einwendun-
gen anerkennt, oder eine ablehnende be- 
gründete Einspruchsentscheidung erlassen.

Die Einlegung eines Einspruchs führt nicht 
dazu, dass eine festgesetzte Steuer nicht 
gezahlt werden muss. Hierfür ist ein Antrag 
auf Aussetzung der Vollziehung erforder-
lich. Diesem Antrag soll die Behörde folgen, 
wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit 
des Bescheides bestehen oder wenn die 
Zahlung eine unbillige Härte zur Folge hätte. 
Ist der Steuerbürger mit der Einspruchs-
entscheidung nicht einverstanden, kann  
er dagegen Klage vor dem Finanzgericht 
erheben. Das gleiche gilt, wenn über den 
Einspruch ohne zwingenden Grund nicht 
innerhalb von sechs Monaten entschieden 
wurde, dann kann eine „Untätigkeitsklage“ 
eingereicht werden.

  Meldepflicht grenzüberschreiten-   
  der Steuergestaltung entsorgen  

Die EU-Kommission hat ihre Initiative zur 
Straffung von Berichtspflichten veröffent-
licht. Damit sollen konkrete Ideen er- 
mittelt werden, wie insbesondere KMU 
entlastet werden können. Ganz oben auf 
der Forderungsliste des DStV: Die Strei- 
chung der Meldepflichten grenzüber-
schreitender Steuergestaltungen.

Vehement stellt sich der Deutsche Steuer- 
beraterverband e.V. (DStV) gegen das Vor- 

  Möglichkeiten der Einwendungen   
  gegen Bescheide der Finanzämter  

Gegen (fast) alle Bescheide der Finanzäm-
ter kann der betroffene Steuerbürger Ein- 
wendungen erheben, wenn er der Auffas- 
sung ist, dass er ungerecht, d. h. nicht dem 
Gesetz entsprechend, behandelt wurde. 
Am Beginn der Pyramide von Einwendungen 
steht der Einspruch, dessen formelle Vor- 
aussetzungen in der steuerlichen Abgaben-
ordnung (AO) geregelt sind.

Der Einspruch ist statthaft gegen Steuer- 
bescheide, Feststellungsbescheide, Mess- 
bescheide und auch Vollstreckungsmaß-
nahmen eines Finanzamts und muss an 
dasjenige Finanzamt gesandt werden, von 
dem der Bescheid oder die Maßnahme er- 
lassen wurde. Die Einlegung kann schriftlich 
oder elektronisch erfolgen. In besonderen 
Fällen kann dies auch im Finanzamt per- 
sönlich „zur Niederschrift“ vor einem 
Beamten erklärt werden. Eine SMS reicht 
aber nicht aus. Eine vorgeschriebene Form 
gibt es für den Einspruch nicht, aus dem 
Schreiben oder der E-Mail muss aber her- 
vorgehen, gegen welchen Bescheid oder 
gegen welche Festsetzung sich der Betrof- 
fene wehrt. Eine falsche Bezeichnung, wie 
etwa Widerspruch oder Beschwerde ist 
nicht schädlich. Es muss aber darauf ge- 
achtet werden, dass Feststellungen in 
einem besonderen Feststellungsbescheid, 
z. B. die Einkünfte mehrerer Personen in 
einem Bescheid, zwar auch noch beim Fi- 
nanzamt angegriffen werden können, das 
den folgenden Einkommensteuerbescheid 
erlassen hat, aber nur innerhalb der Frist, 
die für den Feststellungsbescheid gilt. Diese 
Frist beträgt grundsätzlich einen Monat, 
berechnet vom Tag des Eingangs des Be- 
scheides. Dieser Tag wird fiktiv am 3. Tag 
nach dem Bescheid-Datum angenommen.

Der Name des Einspruchsführers muss aus 
dem Schreiben hervorgehen, eine Unter- 
schrift ist nicht zwingend erforderlich. Der 
Einspruch muss nicht von einem Steuerbe-
rater, Rechtsanwalt oder anderen Angehö-
rigen dieses Berufszweigs verfasst werden, 
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haben der Bundesregierung eine Mittei-
lungspflicht nationaler Steuergestaltungen 
einzuführen. Dabei haben die steuergestal-
tenden Meldepflichten ihren Ursprung in 
der EU-Gesetzgebung. Schließlich ist die 
jetzige Pflicht zur Mitteilung grenzüber-
schreitender Steuergestaltungen nach  
§ 138d Abgabenordnung (AO) ein unliebsa-
mes Produkt der Umsetzung der EU-Richt- 
linie DAC 6 (EU 2018/822) in nationales 
Recht.

Im Zuge des geplanten und letztlich über- 
fälligen Bürokratieabbaus in der EU-Gesetz-
gebung, fordert die EU-Kommission derzeit 
zu geeigneten Vorschlägen auf, welche 
konkreten Berichtspflichten modernisiert, 
vereinfacht oder gar gestrichen werden 
könnten. Der DStV fokussiert sich in seiner 
Stellungnahme auf insgesamt vier Berichts-
pflichten, die vereinfacht oder ganz gestri- 
chen werden sollten. Priorität hat dabei 
die Streichung der Pflicht zur Mitteilung 
grenzüberschreitender Steuergestaltungen.

Dafür gibt es gute Gründe:
Mit ihrer Beantwortung der kleinen Anfrage 
der CDU/CSU Fraktion im Deutschen Bun- 
destag (Drucksache 20/6503), räumt auch 
die Bundesregierung ein, dass es bisher 
kaum aussagekräftige Informationen 
darüber gibt, wie wirksam die Mitteilungs-
pflichten sind, welche tatsächlichen Kosten 
für Unternehmen und Finanzverwaltung 
entstehen und wie hoch der tatsächliche 
Mehrwert ist. Nach mehr als drei Jahren 
und über 27.000 Mitteilungen kommt eine 
solche Bewertung einem Offenbarungseid 
gleich.

In seiner Stellungnahme rügt der DStV 
nicht allein das offensichtliche Missver-
hältnis von Kosten und Nutzen der Mittei- 
lungspflichten, sowohl für Steuerberater 
und Wirtschaftsprüfer als auch für die Fi- 
nanzverwaltung. Vielmehr weist der DStV 
auch darauf hin, dass die Anzeigepflichten 
rechtlich keineswegs unumstritten sind 
und derzeit Gegenstand einer Klage vor 
dem Europäischen Gerichtshof sind  
(Rs. C-623/22).

Die Streichung der Mitteilungspflichten 
grenzüberschreitender Steuergestaltungen 
würde zum Bürokratieabbau beitragen. Zu- 
gleich wäre eine solche Maßnahme ein 
unübersehbares Ausrufezeichen gegen die 
Befürworter innerhalb der Bundesregierung, 
die bisher stur an der Einführung nationa-
ler Anzeigepflichten festhalten.

  Steuerliche Organschaft bei der   
  Umwandlung von Unternehmen  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil 
vom 11.07.2023 – I R 21/20 für den Fall  
der Verschmelzung einer Kapital- auf eine 
Personengesellschaft entschieden, dass 
der übernehmende Rechtsträger als 
(„neuer“) Organträger auch dann in die 
bereits beim übertragenden Rechtsträger 
(als „alter“ Organträger) erfüllte Vorausset-
zung einer finanziellen Eingliederung der 
Organgesellschaft eintritt, wenn die Um- 
wandlung steuerlich nicht bis zum Beginn 
des Wirtschaftsjahres der Organgesell-
schaft zurückbezogen wird.

Im Streitfall bestand ursprünglich zwischen 
der A-GmbH (Klägerin) als Organgesell-
schaft und der B-GmbH als Organträgerin 
eine steuerliche Organschaft. Nachdem die 
X-OHG im März 2015 sämtliche Anteile der 
B-GmbH erworben hatte, wurde die B-GmbH 
im November 2015 mit Rückwirkung zum 
April 2015 auf die X-OHG verschmolzen. 
Die Klägerin, deren Wirtschaftsjahr schon 
im Januar 2015 begonnen hatte, wollte dar-
aufhin für das gesamte Jahr 2015 als Or- 
gangesellschaft der X-OHG behandelt 
werden. Das Finanzamt lehnte dies im 
Einklang mit der vom Bundesfinanzminis-
terium veröffentlichten Auffassung ab. 
Aufgrund des zeitlich nachfolgenden Um- 
wandlungsstichtags (April 2015) sei die 
Voraussetzung der finanziellen Eingliede-
rung der Organgesellschaft in die (neue) 
Organträgerin (X-OHG) zum Beginn des 
Wirtschaftsjahres der Klägerin (noch) nicht 
erfüllt gewesen. Die dagegen gerichtete 
Klage hatte Erfolg.

Der BFH bestätigte die Entscheidung des 
Finanzgerichts. Maßgebend sei nicht der 
steuerliche Umwandlungsstichtag, sondern 
eine spezielle Regelung des Umwandlungs-
steuergesetzes, die einen umfassenden 
Eintritt des übernehmenden Rechtsträgers 
(X-OHG) in die Rechtsstellung des übertra- 
genden Rechtsträgers (B-GmbH) vorsehe 
(sog. Fußstapfentheorie). Hierzu gehöre 
auch die finanzielle Eingliederung der 
Klägerin in die Organträgerin als Voraus-
setzung für eine steuerliche Organschaft. 
Darüber hinaus hat der BFH geklärt, dass 
über das Bestehen oder Nichtbestehen 
einer steuerlichen Organschaft für ab dem 
Jahr 2014 beginnende Zeiträume in einem 
gesonderten Feststellungsverfahren mit 
Bindungswirkung für das Besteuerungsver-
fahren aller beteiligten Gesellschaften zu 
entscheiden ist.

  Steuerliche Behandlung eines   
  punktuell satzungsdurchbrechen-   
  den inkongruenten Vorabgewinn-   
  ausschüttungsbeschlusses  

Ein punktuell satzungsdurchbrechender 
Beschluss über eine inkongruente Vor-
abausschüttung, der von der Gesellschaf-
terversammlung einstimmig gefasst worden 
ist und von keinem Gesellschafter ange- 
fochten werden kann, ist als zivilrechtlich 
wirksamer Ausschüttungsbeschluss ent-
gegen der Sichtweise der Finanzverwaltung 
(Schreiben des Bundesministers der Finan-
zen vom 17.12.2013, BStBl I 2014, 63) der 
Besteuerung zugrunde zu legen. Ein Ge- 
sellschafter, an den nach einem solchen 
Beschluss kein Gewinn verteilt wird, ver-
wirklicht nicht den Tatbestand der Einkünf- 
teerzielung gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 
1 EStG. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
mit Urteil vom 28.09.2022 – VIII R 20/20 
entschieden.

Der Kläger war in den Streitjahren 2012 bis 
2015 zu 50% an einer GmbH 1 beteiligt. 
Weiterer 50%-Gesellschafter war eine 
GmbH 2, deren alleiniger Gesellschafter 
der Kläger war. Die Gesellschafter der 
GmbH 1 fassten in den Streitjahren jeweils 
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einstimmig Vorabausschüttungsbeschlüs-
se, mit denen die Vorabgewinne nur an die 
GmbH 2 verteilt wurden. Der Gesellschafts-
vertrag der GmbH 1 enthielt keine Regel- 
ungen zur Gewinnverteilung. Diese waren 
daher entsprechend der Beteiligungsver-
hältnisse zu verteilen (§ 29 Abs. 3 Satz 1 
GmbHG). Das Finanzamt sah die Ausschüt-
tungsbeschlüsse wegen der inkongruenten 
Verteilung der Vorabgewinne als zivilrecht-
lich nichtig an und unterwarf die hälftigen 
Ausschüttungsbeträge beim Kläger als 
Einkünfte aus verdeckten Gewinnausschüt-
tungen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG 
der Besteuerung.

Der BFH wies die Revision des Finanzamts 
gegen das zugunsten der Kläger ergangene 
Urteil des Finanzgerichts als unbegründet 
zurück. Die einstimmig gefassten Aus- 
schüttungsbeschlüsse seien als zivilrecht-
lich wirksame Gewinnverwendungs- und 
-verteilungsbeschlüsse der Besteuerung 
zugrunde zu legen. Es lägen daher nur 
offene Gewinnausschüttungen der GmbH 1 
an die GmbH 2 und keine Ausschüttungen 
an den Kläger vor. Eine Zurechnung der 
hälftigen Ausschüttungsbeträge beim 
Kläger aufgrund eines Gestaltungsmiss-
brauchs gemäß § 42 AO komme nicht in 
Betracht. Zivilrechtlich wirksam beschlos-
sene inkongruente Ausschüttungen seien 
steuerlich anzuerkennen. Dem Kläger sei 
aufgrund der Ausschüttungen der GmbH 1 
nur an die GmbH 2 auch kein gesetzlich 
nicht vorgesehener steuerlicher Vorteil i.S. 
des § 42 Abs. 2 Satz 1 AO entstanden.

  EU-Vorschläge zu „VAT in the   
  Digital Age“  

Die EU-Kommission hat am 8.12.2022 das 
erwartete Legislativpaket zur „Mehrwert-
steuer im Digitalen Zeitalter“ (VAT in the 
Digital Age) vorgelegt.

Das Paket, das aus drei Dokumenten 
besteht, soll mit folgenden drei Schlüssel-
maßnahmen den Mitgliedstaaten helfen, 
jährlich bis zu 18 Mrd. EUR mehr an Mehr- 
wertsteuereinnahmen zu erzielen (11 Mrd. 

EUR aufgrund von Betrugsbekämpfungs-
maßnahmen). Gleichzeitig soll das Wachs- 
tum der Unternehmen, einschließlich KMU, 
gefördert werden: 

• Modernisierung der Mehrwertsteuer-
pflichten durch Einführung eines 
Umsatzsteuer-Meldesystems und der 
verpflichtenden E-Rechnung

• Mehrwertsteuerregeln für die  
Plattformwirtschaft

• Einführung einer einheitlichen  
MwSt-Registrierung.

Einführung eines Umsatzsteuer- 
Meldesystems und der verpflichtenden  
E-Rechnung
Für innergemeinschaftliche Transaktionen 
werden digitale Meldepflichten eingeführt. 
Dabei ist der Mitgliedstaat verantwortlich 
für die Erhebung der Daten, die automa-
tisch an eine zentrale EU-Stelle („central 
VIES“) zu übermitteln sind, wo ein Abgleich 
stattfinden kann (ab (?)2028).

Hierfür ist eine Standardisierung der Infor- 
mationen vorgesehen, die von Steuerpflich-
tigen für jeden Umsatz in elektronischer 
Form an die Steuerbehörden übermittelt 
werden müssen.

Zentraler Bestandteil der Regelungen ist 
die Verwendung der (strukturierten) elek- 
tronischen Rechnung. Diese wird für grenz- 
überschreitende Umsätze Pflicht, aber auch 
darüber hinaus zum „default system“ – 
heißt: die Mitgliedstaaten müssen andere 
Rechnungsformate ausdrücklich für zulässig 
erklären, damit sie möglich sind. Dies soll 
ab 2028 greifen. Die zusammenfassende 
Meldung wird entfallen.

Ebenfalls bis 2028 sollen – so der Vorschlag 
– die bestehenden nationalen Systeme 
(wie Italien) mit dem EU Digital Reporting 
System konvergieren.

Bewältigung der Herausforderungen der 
Plattformökonomie
Ziel ist es insbesondere gleiche Wettbe-
werbsbedingungen für Online- und her- 

kömmliche kurzfristige Beherbergungs- und 
Beförderungsdienstleistungen zu schaffen. 
Daher sollen Betreiber der Plattformwirt-
schaft den Sektoren der kurzfristigen Unter- 
kunftsvermietungen oder Personenbeför-
derungsleistungen für die Erhebung und 
Abführung der Mehrwertsteuer an die 
Steuerbehörden verantwortlich sein, wenn 
ihre Nutzer dies nicht tun. Inhalt ist auch 
die Klärung der für diese Umsätze gel- 
tenden Vorschriften über den Ort der 
Dienstleistung.

Einführung der einheitlichen MwSt- 
Registrierung (SVR)
Die bestehenden Systeme der einzigen 
Anlaufstelle (OSS)/Einfuhrstelle (IOSS) 
sollen weiter ausgebaut und verbessert 
werden, um die Zahl der Fälle, in denen 
sich ein Steuerpflichtiger in einem anderen 
Mitgliedstaat registrieren lassen muss,  
zu minimieren.

Zur Verabschiedung des Gesetzgebungs-
paket bedarf es der Einstimmigkeit aller  
27 Mitgliedstaaten. Dies ist gerade vor 
dem Hintergrund der notwendigen An- 
passungen der nationalen bestehenden 
Systeme herausfordernd. Mit Änderungen 
im Vorschlag ist zu rechnen. Die weiteren 
Entwicklungen auf EU-Ebene sowie in 
Deutschland werden wir weiterhin eng 
begleiten. 
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de/de/events.html unter Events oder Sie 
wenden sich direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin 
Marketing & Öffentlichkeitsarbeit:
Telefon: +49 261 94 31 - 0
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
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Solingen · Wetzlar

  Kennen Sie schon unsere MEDIATHEK auf unserer Homepage?  

Unser monatliches DORNBACH-Update, Newsletter, Presseartikel, Beiträge unserer 
Experten in Fachbüchern, Interviews und andere Publikationen – in der DORNBACH 
Mediathek finden Sie Wissenswertes und Interessantes aus der Welt der Wirtschaft,  
der Steuern und des Rechts. Zusätzlich finden Sie hier hilfreiche Formularvorlagen  
zum Beispiel aus dem Bereich der Lohn- und Gehaltsabrechnung sowie die  
Finanzbuchhaltung. 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch! Einfach QR-Code über Ihre Kamera einscannen und 
unsere Expertise kostenfrei abrufen:
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